
Die Briefwahlunterlagen zum Volksent-
scheid zur Primarschule sind versandt. 

Die Schülerinnen und Schüler haben trotz aller 
Hürden, die von Schulleitungen, Lehrerinnen 
und Lehrern und nicht zuletzt auch von der 
Öffentlichkeit aufgebaut wurden, eindrucks-
voll demonstriert. Auf der Schulverbesserer-
Parade kam deutlich zum Ausdruck: Es geht 
um die Kinder. DIE LINKE war mit ihrem Mo-

tivwagen nicht zu übersehen und viele Mit-
glieder haben engagiert an der Parade und der 
Abschlusskundgebung teilgenommen.

Viele Veranstaltungen haben bereits statt-
gefunden und bis zum 18. Juli werden weite-
re Termine in allen Stadtteilen wahrgenom-
men. Steckaktionen laufen auf Hochtouren 
und überall in der Stadt werden Infostände 
aufgestellt. DIE LINKE ist sichtbar – unsere 
Mitglieder sind mit großem Einsatz dabei. 

Aber zum zufriedenen Zurücklehnen gibt 
es keinen Grund. Jede Stimme zählt, weil wir 
jede Stimme brauchen um den Einstieg in 

ein einheitliches Schulsystems zum Erfolg zu 
bringen. Es reicht nicht, dass jeder von uns 
seine Wahlunterlagen ausfüllt und abschickt 
– wir müssen andere davon überzeugen, es 
auch zu tun. Wir müssen möglichst viele aus 
der Nachbarschaft und dem Familien- und 
Bekanntenkreis motivieren, an der Briefwahl 
teilzunehmen. Das ist ein hartes Stück Arbeit, 
aber es ist die Mühe wert. 

Der Weg zur Schule für alle führt in Ham-
burg über die sechsjährige Primarschule. 
Deshalb wirbt DIE LINKE – Partei und Frak-
tion – gemeinsam mit den anderen Bürger-
schaftsparteien für sechs Jahre gemeinsa-
mes Lernen. 

Unsere Argumente für die Primarschule fin-
det ihr kurz und knapp in dem beigelegten 
Flyer „Gemeinsam länger lernen! Sag ja zur 
Primarschule“ und auf unser Webseite zum 
Thema: www.linke-fuer-primarschule.de 

Ich hoffe, wir haben nach dem 18. Juli das 
Ergebnis, um richtig feiern zu können.

www.linksfraktion-hamburg.dewww.linksfraktion-hamburg.de

Der Haushalt für die Jahre 2009/10 sei soli-
de und wetterfest - behauptet Finanz-

senator Freytag. Das überzeugt selbst die treu-
esten politischen Weggefährten der CDU nicht
mehr. Die Handelskammer und der Steuer-
zahlerbund wollen den Entwurf im Papier-
korb sehen. Die LINKE fordert: Die Wahrheit
über den Zustand der öffentlichen Finanzen
muss endlich auf den Tisch.
Auch in Hamburg sind wir von der globalen
Finanzkrise betroffen. Die HSH Nordbank
wird ohne Aufstockung des Eigenkapitals
nicht weitermachen können. Die rückläufigen
Steuereinnahmen erzwingen einen neuen
Haushaltsentwurf. Der schwarz-grüne Senat
jagt mit seiner parlamentarischen Mehrheit
laufend finanzielle Nachforderungen durch
das Rathaus. Besonders krass: Wie teuer die
Elbphilharmonie wird, wollen die Regieren-
den nicht sagen - wahrscheinlich wissen sie es
selbst nicht. Wir müssen mit über 100 Mio.
rechnen. Statt für den sich abzeichnenden
Konjunkturrückgang Rücklagen zu bilden,
greift der Finanzsenator mit über einer
Milliarde Euro in die Vermögenskasse der
Stadt, um einen Haushaltsabschluss ohne
neue Kredite ausweisen zu können. 
Zur Haushaltsentlastung sollen die Hafendien-
ste strukturell so umgestellt werden, dass sich
der Hafenbetrieb finanziell selbst trägt. Die
immensen Investitionen für den Ausbau der
Hafeneisenbahn will man von der Hamburg
Port Authority auf die Hochbahn verschieben.
Ein weiterer Haushaltstrick des Systems
Freytag ist es, Andere für sich Schulden ma-
chen lassen. Diese Anderen sind die öffent-
lichen Unternehmen. So will der Senat die

rund 440 Schulgebäude mit einem Sanie-
rungsbedarf von rund drei Mrd. Euro an ein
neues öffentliches Unternehmen ausleihen,
die dann anstelle der Stadt mit Krediten den
Investitionsstau beheben. 
Hinzu kommen auf der einen Seite Steu-
ererhöhungen, das Verschieben von Projekten
auf eine fernere Zukunft, Kürzungen bei
bestimmten Haushaltstiteln und die Erlöse
aus dem Teilverkauf der HHLA. Auf der ande-
ren Seite wurden die Steuereinnahmen vor
dem Finanzcrash geschätzt und der Haushalts-
entwurf ist nach Auffassung des Bundes der
Steuerzahler nur noch Makulatur.
Eines jedoch will dieser Senat nicht - und das
ist eine bemerkenswerte politische Kehrt-
wende - weitere Privatisierungen. Senator
Freytag: "Da hat es einen Wandel in den
Auffassungen gegeben. Wir werden nicht die
Fehler aus den 90er Jahren wiederholen. Wir
erleben gerade, dass Hamburg dank seiner
gesunden öffentlichen Unternehmen wie der
Hochbahn, HamburgWasser oder den Woh-
nungsgesellschaften stark ist. Sie helfen uns,
die Krise durchzustehen."

Wenn die Regierungskoalition mit dem Pfund
der öffentlichen Unternehmen in einer krisen-
haften und rezessiven Gesamtlage wirklich
wuchern wollte, dann würde sie diesen öffent-
lichen Sektor nicht durch das Aufbürden von
Investitionen und Haushaltsaufgaben schwä-
chen. Die Alternative zu dieser Politik ist die
Nutzung der Potenziale dieser Unternehmen,
um in Hamburg eine sozial und ökologisch
verträglichere Entwicklung auf den Weg zu
bringen.

Editorial :

Seit 8 Monaten ist DIE LINKE mit
einer eigenen Fraktion in der Ham-
burgischen Bürgerschaft vertreten.

Selbstbewusst gehen wir mit der Opposi-
tions-Rolle um. Sie ist für uns keine
schicksalhafte Abwesenheit von den Re-
gierungsbänken, wie es andere Parteien
sehen. Sie ist für uns Verantwortung und
Herausforderung zugleich, gerade weil
wir es mit der ersten schwarz-grünen
Koalition zu tun haben.
Wir wollen Transparenz schaffen, frühzei-
tig aufdecken - wenn an der Öffentlichkeit
und Parlament vorbei - Fakten geschaffen

werden sollen und und beharrlich an un-
seren Zielen arbeiten. So konnten wir den
Fokus auf die Einnahmenseite des Haus-
halts und die Etablierung von Schatten-
haushalten lenken, haben die Privati-
sierungen und Teilprivatisierungen sowie
die Verschwendung öffentlicher Mittel für
schwarz-grüne Leuchturm-Projekte, die
den Menschen in Hamburg nichts nützen,
immer wieder kritisiert. 
Es war uns wichtig selbst Themen und
Schwerpunkte zu setzen, so z.B. die Ein-
führung eines "echten" Sozialtickets", die
Hintergründe für eine Uni-Verlagerung,
das Märchen von den vielen Ausbildungs-
plätzen, die besondere Problematik der
Hauptschüler, die Situation des Taxen-
gewerbes, die Schließung von Subway, die
Eröffnung des Naziladens in der Innen-
stadt und die fortwährende Einschrän-
kung der Versammlungsfreiheit unter
Senator Ahlhaus.  Neben den zahlreichen
Redebeiträge auf den Bürgerschaftsit-
zungen haben wir bislang 111 Schriftliche
Kleine Anfragen, 7 Große Anfragen, 5 Ge-
setzentwürfe und 24 Anträge auf den Weg
gebracht. Zu den aktuellsten gehören die
Großen Anfragen zur häuslichen Gewalt 
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Die Hamburger  
Museen – Kahlschlag 
statt Kultur für alle 
Von Norbert Hackbusch

Volksentscheid zur  
Primarschule – Jede  
Stimme zählt!
Von Dora Heyenn

Während der Senat trotz Kostenexplo-
sion die Elbphilharmonie ausgiebig 

gefeiert hat, hinterlässt er eine Schneise 
der Verwüstung in der Hamburger Mu-
seumslandschaft. Die Galerie der Gegen-
wart sollte geschlossen werden, angeb-
lich um die Brandschutzklappen auszu-
tauschen. Nach einem großen öffentli-
chen Aufschrei findet der Austausch der 
Klappen jetzt während des laufenden Be-
triebes statt. Doch die Hiobsbotschaften 
reißen nicht ab: die zwischenzeitlich ge-
plante Schließung des Hafenmuseums für 
den Sommer, die Gerüchte um die Schlie-
ßung des Museums der Arbeit in Barmbek 
und des Altonaer Museums. Auch bei dem 
Museum für Kunst und Gewerbe (MKG), 
dessen Gebäude für sehr viel Geld saniert 
wird, fehlt das Geld, um viele  Abteilun-
gen nach der Sanierung wieder einzurich-
ten. Die nächsten Hiobs-Botschaften kom-
men bestimmt.

Es gibt es eine strukturelle Unterfinanzie-
rung der Museen, die der Kulturbehörde 
seit Jahren bekannt ist. Nach der unvoll-
ständigen Entschuldung der Museen im 
Jahr 2007 haben sich neue Schuldenber-
ge aufgebaut. Besonders betroffen sind 
die Stiftung Historischer Museen und die 
Kunsthalle. Gerade Sonderausstellungen 
drohen dem Defizit zum Opfer zu fallen, 
obwohl sie wichtig für ein lebendiges Mu-
seumsangebot sind. Alle Hamburger Mu-
seumsdirektoren betonen, dass ihre Mu-
seen gegenwärtig von der Substanz leben 
und weder die notwendigen Investitionen 
noch eine ausreichende wissenschaftliche 
Arbeit organisieren können.

Dramatisch wird die Situation, wenn der 
Senat darauf drängt, dass im Jahr 2010 eine 
„schwarze Null“ geschrieben werden soll: 
Dafür müssten die Museen ihre Aktivitäten 
und Angebote auf „Null“ runterfahren. Er-
höhte Eintrittspreise, eingeschränkte Öff-
nungszeiten und eine Stellenreduzierung 
wären die Folge. Eine wirkliche Öffnung 
der Museen für alle HamburgerInnen – 
Kultur für alle mit kostenlosem Eintritt wie 
auch von der LINKEN gefordert – rückt 
dann erst recht in weite Ferne. 

Die Kürzungsvorhaben des Senats dro-
hen diese Dramatik noch zu steigern. Sto-
isch wird das Experten-Märchen von den 
„auskömmlichen“ Mitteln erzählt. Verglei-
che mit anderen Städten zeigen jedoch, 
dass die Hamburger Museen … 
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Zur Fachtagung „Demokratisierung der Po-
lizei“ am 29. Mai hatte die Fraktion Wis-

senschaftlerInnen, RechtsanwältInnen sowie 
VertreterInnen von Bürgerrechtsorganisatio-
nen und sozialen Bewegungen eingeladen. 

Zwölf ExpertInnen diskutierten im Rat-
haus die Aufgaben und Befugnisse der Po-
lizei, die notwendige verfassungskonforme 
Novellierung der Hamburger Polizeigesetze 
sowie die Forderung nach einer an den Men-
schenrechten orientierten Aus- und Fortbil-
dung der Polizei. Die im Auftrag der Links-
fraktion erstellten Gutachten zu den Ham-
burger Polizeigesetzen und ein Gutachten für 
das Deutsche Institut für Menschenrechte zur 
„Menschenrechtsbildung in der Polizei“, das 
die Implementierung eines „human-rights-
mainstreaming“ in der Polizei forderte, wur-
den vorgestellt.
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 … keine Geldverschwender sind, sondern 
finanziell im Vergleich eher schwach aus-
gestattet sind. Die Kulturbehörde ist zu-
dem nicht in der Lage, eine vernünftige 
Beziehung zu Beschäftigten und Freun-
deskreisen aufrechtzuerhalten. Dabei sind 
diese das wirkliche Rückgrat der Hambur-
gischen Museenlandschaft. Und so dro-
hen die Museen in Hamburg, das Ge-
dächtnis dieser Stadt, zu verkommen. 

Der Antrag der Linksfraktion für die 
auskömmliche Finanzierung der Muse-
en wurde am 2. Juni mit den Stimmen 
der CDU und GAL abgelehnt.

Analysiert wurden auch die 39 Gefahren-
gebiete in Hamburg, in denen die Polizei 
seit 2005 verdachtsunabhängige Kontrollen 
durchführt. Diese Sonderrechtszonen wer-
den von der Polizei aufgrund ihrer eigenen 
„Lageerkenntnisse“ festgelegt, um dort vor-
her festgelegte „Zielgruppen“ – beispiels-
weise „Jugendliche von 16 bis 25  Jahren in 
Gruppen von drei Personen“ oder „Perso-
nen, die augenscheinlich dem linken Spek-
trum zuzuordnen sind“ (Senatsantwort) – zu 
kontrollieren um Identitätsfeststelllungen, Be-
fragungen und Durchsuchungen durchzufüh-
ren und Platzverweise und Aufenthaltsver-
bote auszusprechen. 

Ein weiteres Thema war die Konstruktion 
von „Gefährdern“, bei der massive Grund-
rechtseingriffe von der Polizei ohne gesetz-
liche Grundlage durchgeführt werden. Da-
bei wurde ausgeführt, dass die Exekutive sich 
selbst ermächtigt hat, den Begriff des Gefähr-
ders zu definieren, und dass Personen, die 
vom Staatsschutz als Gefährder eingestuft 
werden, teilweise jahrelang von der Polizei 
geheim observiert werden, sodass effektiver 
Rechtsschutz gegen die Maßnahmen nicht 
möglich ist.

Vertieft wurde das Thema „Rechtswidri-
ge Polizeigewalt“. Die Anfragen von Christi-
ane Schneider zum Thema sind brisant: von 
2003 bis 2009 sind in Hamburg 2.066 Ermitt-
lungsverfahren gegen 3.015 Polizeibediens-
tete wegen Körperverletzung im Amt geführt 
worden. Die Staatsanwaltschaft hat davon 13 
Fälle angeklagt, eine Quote von 0,43 Prozent; 
von 2006 bis 2009 ist kein einziger Fall zur 
Anklage gebracht worden. Fast alle Verfah-

ren wurden gemäß § 170 Abs. 2 StPO ein-
gestellt, weil der Täter nicht zu ermitteln war 
oder die Beweismittel nach Auffassung der 
Staatsanwaltschaft nicht ausreichten. In die-
sem Zusammenhang haben wir das Konzept 
der Demonstrationsbeobachtung und die De-
fizite der internen Kontrolle der Polizei disku-
tiert und sind der Frage nachgegangen, war-
um die Verfahren gegen Polizeibedienstete 
grundsätzlich eingestellt werden. 

Die Frage, wie sich die Polizei effektiv und 
demokratisch kontrollieren lässt, bildete den 
Abschluss der Konferenz. „Wer den Sumpf 
trocken legen will, darf nicht die Frösche be-
fragen“ – so wurden die Widerstände der Po-
lizeigewerkschaften gegen die Polizeikom-
mission, die unter dem CDU-Schill-FDP-Se-
nat abgeschafft wurde, charakterisiert. Die im 
CDU-GAL-Koalitionsvertrag festgeschriebe-
ne „Zentralstelle für Transparenz und Bürger-
rechte“, soll unterhalb der Senatskanzlei die 
Hamburger Behörden auf die Grundrechte 
hinweisen. Dabei wurde kritisiert, dass die-
se Stelle die Forderung nach einer unabhän-
gigen Polizeikommission „verwässern“ wür-
de. Christiane Schneider stellte für DIE LIN-
KE klar, dass wir die Forderung von amnesty 
international und Humanistischer Union, ei-
nen unabhängigen Polizeibeauftragten ein-
zurichten, als Beitrag zur Demokratisierung 
der Polizei unterstützten.
Ein ausführlicher Bericht über die Ta-
gung befindet sich auf der Webseite der 
Linksfraktion unter: 
http://www.linksfraktion-hamburg.de. 
Der Reader mit den Vorträgen der Fach-
leute erscheint im Herbst.

Demokratisierung der Polizei:  
Linksfraktion fordert unabhängigen  
Polizeibeauftragten 
Von Bela Rogalla



Hamburg, das „Tor zur Welt“ – weltoffen, 
tolerant und multikulturell. Für Flücht-

linge gilt das nicht: Allein 2009 wurden 482 
Menschen abgeschoben, darunter 19 Min-
derjährige und 21 Menschen, die 60 Jah-
re oder älter waren. Darüber hinaus wur-
den 226 Jugendlichen für volljährig erklärt 
und auf andere Bundesländer verteilt. Die 
inhumane Flüchtlingspolitik hat sich unter 
der CDU-GAL-Regierung nicht geändert. 
Wie die Linksfraktion herausgefunden hat, 
arbeitet die Ausländerbehörde nach wie 
vor mit Dienstanweisungen, die unter dem 
rechtspopulistischen Ex-Innensenator Ro-
nald Barnabas Schill und Ex-Innensenator 
Udo Nagel, der unter Schill Polizeipräsident 
war, in Kraft getreten sind. Diese Anweisun-
gen regeln unter anderem, dass auch kran-
ke und suizidgefährdete Menschen abge-
schoben werden.  

Die unmenschliche Praxis der Abschiebe-
haft forderte innerhalb kurzer Zeit zwei To-
desopfer: Am 7. März wurde der Flüchtling 
David. M., der damals als minderjährig galt, 
nach langem Hungerstreik kurz vor seiner ge-
planten Abschiebung tot im Gefängniskran-
kenhaus aufgefunden. Die 34-jährige Indone-
sierin Yeni P. hat sich am 16. April in Haft er-
hängt. „Abschiebehaft ist eine tödliche Falle“, 
hatte der Bundesverband für minderjährige, 

unbegleitete Flüchtlinge in seiner Stellung-
nahme zum Tod von David M. festgestellt. 

Da die parlamentarische Opposition vom 
Senat von den Beratungen über mögliche 
Konsequenzen aus den Todesfällen und dem 
geplanten Runden Tisch ausgeladen wurde, 
bleibt fraglich, wie weit die vom CDU-GAL-
Senat erklärte Bereitschaft zur Überprüfung 
auch struktureller Veränderungen tatsächlich 
reicht. DIE LINKE begrüßt die Ankündigung 
der Justizbehörde, die Bedingungen der Ab-
schiebehaft zu überprüfen und zu verbes-
sern. Die Innenbehörde hat zwar nach dem 
Suizid von David M., der sein Alter mit 17 an-
gegeben hatte, zugesagt, auf die Abschiebe-
haft für Minderjährige zu verzichten. Darü-
ber hinaus hat Innensenator Ahlhaus noch 
keine greifbare Bereitschaft erkennen lassen, 
die bisherige Praxis der Abschiebehaft weiter 
auf den Prüfstand zu stellen. Dass bis dato 
überhaupt Minderjährige in Abschiebehaft 
genommen wurden, ist ein Skandal. Hätte die 
Ausländerbehörde schon vorher darauf ver-
zichtet, dann könnte David M. noch leben. 

DIE LINKE fordert im Angesicht des To-
des zweier Menschen die Abschaffung der 
Abschiebehaft und als nächsten Schritt, Ab-
schiebehaft nur noch als Ultima Ratio zu ver-
hängen. Insbesondere dürfen besonders 
schutzbedürftige Gruppen – Minderjähri-

ge, Schwangere, psychisch und körperlich 
kranke sowie alte Menschen – nicht in Ab-
schiebehaft genommen werden. Darüber hi-
naus fordert DIE LINKE generell auf die Ab-
schiebehaft für Frauen zu verzichten, denn es 
besteht nur die Alternative, entweder zusam-
men mit Strafgefangenen eingesperrt oder in 
totaler Isolation inhaftiert zu sein.

Abschiebehaft ist und bleibt eine tödliche 
Falle! Alle Maßnahmen zur besseren Ausge-
staltung oder auch zur restriktiven Verhän-
gung von Abschiebehaft ändern daran nichts. 
David M. und Yeni P. haben sich nichts an-
deres zu Schulden kommen lassen, als nach 
Deutschland gekommen zu sein. Der Tod 
dieser beiden Menschen sollte mahnen: Ab-
schiebehaft gehört abgeschafft. Und was in 
der Verantwortung Hamburgs liegt, nämlich 
die Abschiebehaft zurückzubauen und über 
Bundesinitiativen abzuschaffen, das muss 
Hamburg auch tun. 

Die Fraktion DIE LINKE hat in der Öffent-
lichkeit und allen parlamentarischen Gremi-
en die Frage nach der politischen Verantwor-
tung und den Strukturen, die beide Suizide 
in Hamburger Abschiebehaft verursacht ha-
ben, gestellt und sich für deren Veränderung 
eingesetzt. Zuletzt hat die Fraktion das The-
ma auf die Tagesordnung der Bürgerschaft 
am 3. Juni gesetzt. 

Abschiebehaft ist eine tödliche Falle!
 
Von Christiane Schneider, Mehmet Yildiz
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Der Hamburger Haushalt ist – wie der 
Bundeshaushalt – ein Desaster. Die 

Wirtschaftskrise und die Steuersenkungen 
des vergangenen Jahrzehnts haben dazu 
geführt, dass Hamburg einen wachsen-
den Schuldenberg vor sich herschiebt: ein-
schließlich der Schattenhaushalte bis zu 36 
Mrd. Euro bis 2013. Im Betriebs- und Inves-
titionshaushalt klafft ein strukturelles Defizit 
von 500 Mio. bis 1 Mrd. Euro, das bis 2013 
nur durch massive Neuverschuldung und Ver-
pulverung der restlichen städtischen Reser-
ven in Höhe von 1,8 Mrd. Euro geschlossen 
werden kann. Angesichts dieser Situation 
ist eine Haushaltssperre unvermeidlich, an-
sonsten droht Hamburg die Herabstufung 
der Kreditwürdigkeit und im schlimmsten 
Fall die Zahlungsunfähigkeit. Dem muss ein 
Kassensturz folgen, in den auch die Sonder-
vermögen und die städtischen Unternehmen 
einzubeziehen sind.
Ein schonungsloser Kassensturz würde be-
deuten:
1. alle Investitionsprojekte auf den Prüfstand 

zu stellen: hinsichtlich ihrer tatsächlichen Her-
stellungskosten sowie der laufenden jährli-
chen Betriebskosten, die nach Fertigstel-
lung anfallen. Dies betrifft z.B. Elbphilhar-
monie, Doppelrennbahn, A7-Deckel, diver-
se Verkehrsprojekte (Hafenquerspange, Wil-
helmsburg etc) und die Elbvertiefung.
2. die Sondervermögen auf ihre tatsächliche 
Lage und Risiken für den Haushalt zu über-
prüfen.
3. die Betriebssausgaben auf verzichtbare 
Positionen zu durchforsten, z.B. auf Belas-
tungen, die sich aus den „Leuchtturmpro-
jekten“ oder den Sondervermögen (Zinsen 
oder Kosten aus Mietverpflichtungen in der 
Hafencity) ergeben und auf sonstige über-
flüssige Posten (Hamburg-Werbung, Event-
Kultur z.B. bei Sportveranstaltungen).
4. die Lage der städtischen Unternehmen ein-
zubeziehen – etwa die tatsächlichen Belastun-
gen der Unternehmensholding (HGV) und 
des Pensionsfonds durch weitere Abschrei-
bungen bei der HSH Nordbank oder die wirt-
schaftlichen Situation der Hafenwirtschaft.

Im Ergebnis muss dann innerhalb der Be-
triebsausgaben umgeschichtet und bei den 
Investitionen müssen neue Prioritäten fest-
gesetzt werden: Projekte, die den städti-
schen Haushalt durch Herstellungs- und 
Betriebskosten belasten und für die Regi-
onalwirtschaft nur bescheidene Effekte ha-
ben, müssen gestrichen, andere Projekte ge-
streckt werden. Neue Projekte, die für den 
dringend notwendigen Umbau der Hambur-
ger Wirtschaft zwingend sind Bildung, Ge-
sundheit, Arbeitsmarkt, soziale Infrastruktur 
und Wohnungsbau – müssen auf den Weg 
gebracht werden.

Wir bleiben dabei: Aus der Krise kann man 
sich nicht heraussparen. Ein sofortiger Ver-
zicht auf Neuverschuldung ist nicht möglich, 
weil das eine Abwärtsspirale aus Haushalts-
kürzungen und Steuermindereinnahmen aus-
löst. Deshalb sind Stellenabbau und Rotstift-
politik in der Arbeitsmarkt-, Bildungs- und So-
zialpolitik volkswirtschaftlich schädlich und 
verschärfen zudem die soziale Spaltung. 
Auch öffentliche Investitionen sind unver-
zichtbar, müssen aber der Stärkung der re-
gionalen Wirtschaftskreisläufe und dem Um-
bau der Hamburger Wirtschaft dienen – nicht 
der Bedienung der Interessen der Besser-
verdienenden. Dadurch generiert Hamburg 
auch wieder wachsende Steuereinnahmen, 
die eine Begrenzung der Neuverschuldung 
möglich machen.

Eine strukturelle Lösung der Verschuldung 
ist zudem nur durch eine andere Steuergesetz-
gebung auf Bundesebene möglich, z. B. 
durch die Einführung der Vermögenssteu-
er, die die Steuerkraft von Ländern und Kom-
munen stärkt und ihnen perspektivisch die 
Rückzahlung von Schulden erlaubt. Die Ta-
buisierung der Einnahmepolitik bei den öf-
fentlichen Finanzen ist nicht länger tolerier-
bar. Nur durch Belastung der Reichen, der 
BürgerInnen mit höheren Einkommen und 
Vermögen kann es auch auf Länderebene – 
also auch in Hamburg – geordnete öffentli-
che Finanzen geben.

��������������������������

��������������������������������

�������������������������������

�����������������������������

�����������������������������

���������������������������

����������������
���������������

��������������������������������������������������
����������������������������������������������������

���������������������

�������������
��������������

Hamburgs Haushaltsdesaster
 
Von Joachim Bischoff


